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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss fiir Biirgerbeteiligung,

Vélkerverstédndigung und Integration -

Punkt 12 der offentlichen Sitzung am 23. Februar 2016

Vorlagen-Nr. 16-V-34-0001

Verlagerung des Verwaltungsstandortes der Fahrerlaubnis- und Zulassungsbehérde

Beschluss Nr. 0013

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschlieRen:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass

1.1.

1.2,

1.3.

1.4.

sich das Verwaltungsgebéude StielstralRe 3 aus baulicher und energiewirtschaftlicher
Sicht in einem desolaten Zustand befindet.

sich die Christoph Kroschke GmbH grundsatzlich dazu bereit erklart, einen neuen
Verwaltungsstandort fur die Fahrerlaubnis- und Zulassungsbehdrde auf dem Gelande
der Wiesbadener Landstralle 20 zu errichten und diesen gegen Zahlung eines
marktiblichen Mietzinses Dezernat VI1/34 zu uberlassen.

Dieses bedeutet nicht, dass die Leistungen der Fahrerlaubnis- und Zulassungsbehdrde
auf private Anbieter tibertragen werden.

alle im Zusammenhang mit dem Neubau der Fahrerlaubnis- und Zulassungsbehérde
erforderlichen MalRBhahmen, inkl. planungsrechtlicher Aufgaben, durch die Christoph
Kroschke GmbH als Bautrégerin vorgenommen werden. Die MalRhahmen richten sich in
Absprache mit Dezernat 111/11 und Dezernat 1V/64 nach den Bedarfen des Dezernats
VI11/34.

die Vorplanungskosten durch die Christoph Kroschke GmbH getragen und lber das
Mietmodell verrechnet werden. Sollte der Neubau nicht realisiert werden, tragt Dezernat
VII/34 die Vorplanungskosten.

2. Es wird beschlossen, dass

2.1

2.2.

die Fahrerlaubnis- und Zulassungsbehorde in den durch die Christoph Kroschke GmbH
geplanten und errichteten Neubau auf dem Geldnde der Wiesbadener Landstrale 20
verlegt wird.

der Magistrat (Dezernat 1V/64 in Verbindung mit Dezernat VI1/34) dazu beauftragt wird,
die Konditionen des Mietvertrages mit der Christoph Kroschke GmbH zu verhandeln.
Die wichtigsten Vertragseckpunkte inkl. einer Wirtschaftlichkeitsanalyse werden den
Gremien anschlieBend zur Beschiussfassung vorgelegt.
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2.3. die Mietkosten innerhalb des Budgets von Dezernat VIl gedeckt werden und Dezernat
VIl einen konkreten Deckungsvorschiag vor Abschluss des Mietvertrages machit.

(antragsgemal Magistrat 02.02.2016 BP 0101)

Tagesordnung

Wiesbaden, .02.2016

Apel
Vorsitzende

Seite: 2/2



	Die Stadtverordnetenversammlung
	Punkt 12 der öffentlichen Sitzung am 23. Februar 2016
	Verlagerung des Verwaltungsstandortes der Fahrerlaubnis- und Zulassungsbehörde

